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Drucksache Nr. 527 


Anfrage Nr. 48 

der Fraktion der KPD 


betr.: Ost-West-Handel. 


Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat am 
7. Februar 1950 eine Mitteilung veröffentlicht, in der es heißt, daß 
„unter Berücksichtigung der heute bereits erreidbten zulässigen Höchst- 
produktion von Eisen und Stahl eine Kontrolle zusätzlidier Eisen- 
und Stahllieferungen in die Ostzone unerläßlich geworden ist”. Be- 
gründet wird diese angekündigte Kon trollmaßnahm e damit, daß 
die Bundesrepublik sich mit ihren Lieferungen in die Ostzone in 
dem vorgesehenen Maximalumfang stets in Vorleistung befindet. 
Durch diese angeordnete Kontrollmaßnahme soll dafür Sorge getra- 
gen werden, daß „durch derartige Eisen- und Stahl lieferungen, wie 
überhaupt durch Eisen- und Stahlexporte die wirtschaftlidbe Wie- 
derauflebung innerhalb der Bundesrepublik Deutschland nicht 
gefährdet wird”. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. dem Bundestag genaue Zahlenunterlagen über den seit dem 
Zustandekommen des Frankfurter Abkommens vollzogenen 
Warenaustausch zwischen der Deutschen Demokratischen Re- 
publik und der Bundesrepublik vorzulegen, 

2. dem Bundestag einen ausführlidben Bericht vorzulegen,, in dem 
der Beweis dafür erbracht wird, ob und aus welchen Gründen 
die Bundesrepublik mit ihren vertraglichen Lieferungen sich 
stets in Vorleistung gegenüber der Deutschen Demokratischen 
Republik befindet, 

3. dem Bundestag bekanntzugeben, welche Stelle der Bundesre- 
gierung den Leiter der Treuhandstelle für Interzonenhandel, 
Dr. Kaumann, ermächtigt hat, in einer Veranstaltung der In- 
dustrie- und Handelskammer Hagen/ Westf. zu erklären, daß 
„man die Lieferfahigkeit Ostdeutschlands zum Sdiutze west- 
deutscher Industrien auf nicht wenigen Gebieten habe beschrän- 
ken müssen” und 

4. dem Bundestag bekanntzugeben, weldie Regierungsstelle ver- 
antwortlich ist für die von den Fachstellen ausgearbeiteten 
IScgativlisten (Sperrlisten). 



Ist der Bundesregierung bekannt, daß westdeutsche Fachzeitungen, 
beispielsweise das Fachorgan „Interzonen-Handel” in seiner Nummer 
vom 25. Januar 1950, behauptet haben, daß die Deutsche Demo- 
kratische Republik mit ihren Warenlieferungen an Westdeutschland 
u. a. auch dadurch in Verzug geraten ist, daß in Westdeutschland 
z.T. Zahlungsgenehmigungen nur zu dem Zweck beantragt wurden, 
um die Dispositionsmöglichkeiten über die in Betracht kommenden 
Warenmengen einzuschränken oder zu erschweren, ohjie daß die 
Antragsteller einen tatsächlichen Warenbezug überhaupt beabsichtigt 
haben? Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu er- 
greifen, um die von der westdeutschen Wirtschaft ausgehende 
Sabotage des Warenaustausches zwischen Ost- und Westdeutsch- 
land zu unterbinden? 

Die Bundesregierung wird ferner ersucht, dem Bundestag darüber 
Auskunft zu erteilen, ob seitens der Hohen Kommission oder irgend- 
einer anderen Stelle der Besatzungsmächte der Bundesregierung 
Anweisungen oder Empfehlungen erteilt wurden, um die Auslie- 
ferung von Eisen- und Stahlproduktionen an die Deutsche Demo- 
kratische Republik zu drosseln. 

Hat die Bundesregierung von der Hohen Kommission Anweisung 
erhalten, die von der ehemaligen JEIA für den Ost-West-Handel 
aufgestellten Sperrlisten geheim zu halten? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Hoben Kommission die 
Erlaubnis zu erwirken, die von der ehemaligen JEIA aufgestellten 
Sperrlisten für den Ost-West-Handel dem Bundestag bekanntzu- 
geben ? 

Bonu, den 8. Februar 1950 


Renner und Fraktion 


Drude : Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Argelanderstrafie 81 
Alleinvertrieb: Dr. Hane Heger, An demadi, Breiteetrafie 30 
und Wieebaden, Nietsidieetrafie 1 



